


Die Fraktion FDP/PIRATEN hält eine weitere und stetige Überprüfung mindestens so lange für an-
gebracht, wie Opfer des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR ein Interesse an der Aufklä-
rung haben und solange das Aktenmaterial noch ausgewertet wird. 

Die Überprüfung stützt sich auf §§ 20, 21 StUG, wonach die Verwendung von Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR zur Überprüfung kommunaler Mandatsträger ausdrü-
cklich zugelassen ist.

Die Überprüfung soll auf diejenigen Kreistagsmitglieder begrenzt werden, die 1989 bereits ihr 18. 
Lebensjahr vollendet hatten. 

Zwar gibt es inzwischen auch Feststellungen darüber, dass sogar Zwölfjährige als Inoffizielle Mit-
arbeiter geführt wurden. Eine Überprüfung von damals Minderjährigen sieht das Gesetz jedoch 
nicht vor.


